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Beschlussentwurf: 
 
Im Einvernehmen mit dem Personalrat besteht die bei der Stadt Wipperfürth gemäß § 
67 Abs. 1 des Landespersonalvertretungsgesetzes (LPVG NW) zu bildende Einigungs-
stelle aus dem unparteiischen Vorsitzenden, seinem Stellvertreter sowie je 6 Beisitzern. 
 
Ebenfalls einvernehmlich werden bestellt: 
 
als Vorsitzender:     Herr Dr. Kurt Wester, 
      Richter beim Arbeitsgericht Köln 
 
als stellvertretender Vorsitzender: Herr Armin Lührs, 
      Direktor des Amtsgerichts Wipperfürth. 
 
Der Rat (Oberste Dienstbehörde) bestellt als Beisitzer: 
 

1. ...................................... (auf Vorschlag der CDU-Fraktion) 
2. ...................................... (auf Vorschlag der CDU-Fraktion) 
3. ...................................... (auf Vorschlag der SPD-Fraktion) 
4. ...................................... (auf Vorschlag der CDU-Fraktion) 
5. ...................................... (auf Vorschlag der CDU-Fraktion) 
6. ...................................... (auf Vorschlag der SPD-Fraktion/UWG-Fraktion*) 

 
*) Entsprechend der Sitzverteilung im Rat würde bei Anwen-

dung des Höchstzahlverfahrens über das Vorschlagsrecht 
für den 6. Beisitzer bei gleicher Höchstzahl das Los ent-
scheiden. 

 
Diese Beisitzer gelten für den Fall des konkreten Tätigwerdens der Einigungsstelle dem 
Vorsitzenden gegenüber nacheinander als vorgeschlagen im Sinne des § 67 Abs. 3 
LPVG NW. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen:   - keine - 
 
Demografische Auswirkungen:   - keine - 



 
Begründung: 
 
Das Landespersonalvertretungsgesetz NW sieht vor, dass für die Dauer der Wahlperio-
de der Personalvertretung (Personalrat) bei jeder obersten Dienstbehörde (Rat) eine 
Einigungsstelle gebildet wird, die aus einem unparteiischen Vorsitzenden, seinem Stell-
vertreter und Beisitzern besteht. 
 
Die Einigungsstelle hat im Streitfall zwischen dem Leiter der Dienststelle (= Bürgermeis-
ter) und der Personalvertretung (= Personalrat) nach Maßgabe des Landespersonalver-
tretungsgesetzes entweder abschließende Entscheidungsbefugnis oder beschließt eine 
Empfehlung an die entscheidende Stelle, in aller Regel an den Bürgermeister. 
 
Auf die Person des Vorsitzenden und seines Stellvertreters sowie über die Zahl der 
Beisitzer haben sich die oberste Dienstbehörde und die Personalvertretung innerhalb 
von zwei Monaten nach Beginn der Wahlzeit zu einigen. Die Beisitzer, die Beschäftigte 
im Geltungsbereich eines Personalvertretungsgesetzes sein müssen, werden von bei-
den Seiten je zur Hälfte bestellt und innerhalb von drei Monaten nach Beginn der Wahl-
periode dem Vorsitzenden benannt. 
 
Nach § 67 Abs. 3 LPVG wird die Einigungsstelle tätig in der Besetzung mit dem Vorsit-
zenden, falls dieser verhindert ist, seinem Stellvertreter und sechs Beisitzern, die auf 
Vorschlag der obersten Dienstbehörde und der Personalvertretung je zur Hälfte aus 
dem Kreis der von ihnen benannten Beisitzer entnommen werden. Sollte sich die Not-
wendigkeit eines Zusammentritts der Einigungsstelle ergeben, macht der letzte Absatz 
des Beschlussentwurfes einen weiteren Ratsbeschluss für diesen Einzelfall entbehrlich. 
Die neue Wahlperiode der Personalvertretung begann am 1. Juli 2008 und endet am 
30.06.2012.  
 
Der bisherige Vorsitzende, Herr Dr. Wester, sowie der bisherige stellvertretende Vorsit-
zende, Herr Armin Lührs, wurden mit Schreiben vom 27.09.2008 und in Abstimmung 
mit dem Personalrat gebeten, sich für die Zeit bis zum 30.06.2012 erneut zur Verfügung 
zu stellen Die Verwaltung geht von Zusagen aus und unterbreitet dem Rat andernfalls – 
ggfls. mündlich - einen wiederum mit dem Personalrat abgestimmten Alternativvor-
schlag.  
 
 
Die vom Rat zu bestellenden Beisitzer können in der Ratssitzung mündlich vorgeschla-
gen werden. Im Beschlussentwurf sind nachrichtlich die vorschlagsberechtigten Frakti-
onen aufgeführt, die in Anwendung des Verhältniswahlsystems gemäß § 50 Abs. 4 in 
Verbindung mit § 50 Abs. 3 GO NW nach dem d`hondt`schen Höchstzahlenverfahren 
analog zur Sitzverteilung des Rates nacheinander zum Zuge kommen würden. Ein ein-
stimmiger Beschluss würde in diesem Falle ausreichen. Andernfalls müssten vor der 
Wahl entsprechende Listen gebildet werden, über die dann in einem Wahlgang abzu-
stimmen wäre. 



 
Zu Beisitzern der Einigungsstelle 2004 bis 2008, die im Übrigen nicht angerufen wurde, 
hatte der Stadtrat bestellt: 

1. Grüterich, Norbert 
2. Stefer, Michael 
3. Brachmann, Peter 
4. Schneider, Eva 
5. Kohlgrüber, Gerd 
6. Grolewski, Joachim 

 
Der zum 01.07.2008 neu gewählte Personalrat hat für die laufende Wahlperiode bereits 
folgende Mitglieder der Einigungsstelle benannt: 

1. Rainer Causemann, Wipperfürth 
2. Susanne Müller, Remscheid 
3. Michael Penninger, Gummersbach 
4. Michael Schmitz, Wipperfürth 
5. Rainer Knipp, Gummersbach 
6. Wolfgang Peters, Radevormwald 


